BFH Bundesfinanzhof %

Beschluss vom 09. Februar 2012, IV B 30/11

Bindung des Gerichts an Klagebegehren - Bindungswirkung der Gerichtsentscheidung - Bilanzberichtigung
BFH IV. Senat
FGO 8§96 Abs 1S 2,FGO § 110 Abs 1 S 1,FGO & 115 Abs 2 Nr 3,EStG&§ 4 Abs 2S 1

vorgehend Niedersachsisches Finanzgericht, 25. Januar 2011, Az: 3 K 111/08
Leitsatze

NV: Das Gericht hat zunachst das wirkliche Klagebegehren anhand des gesamten Parteivorbringens einschlieBlich des
Klageantrags zu ermitteln, um dann - begrenzt durch das Klagebegehren - seine Sachentscheidung zu treffen .

Grunde

1 Die Beschwerde ist unbegriindet.

2 Das Urteil des Finanzgerichts (FG) kann schon deshalb nicht i.S. des & 115 Abs. 2 Nr. 3 der Finanzgerichtsordnung
(FGO) auf einer Verletzung des & 96 Abs. 1 Satz 2 FGO beruhen, weil das FG nicht Gber den Antrag der Klagerin und
Beschwerdegegnerin (Klagerin) hinausgegangen ist.

3 1.Nach § 96 Abs. 1 Satz 2 FGO darf das Gericht nicht uber das Klagebegehren hinausgehen, ist allerdings an die
Fassung der Antrage nicht gebunden. Daraus ergibt sich, dass das Gericht zunachst das wirkliche Klagebegehren
anhand des gesamten Parteivorbringens einschliefilich des Klageantrags zu ermitteln hat, um dann --begrenzt
durch das Klagebegehren-- seine Sachentscheidung zu treffen. Beachtet das FG & 96 Abs. 1 Satz 2 FGO nicht,
verstofit es gegen die Grundordnung des Verfahrens (Urteil des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 4. September 2008
IV R 1/07, BFHE 222, 220, BStBL Il 2009, 335).

4 2. Ausgehend von diesen Grundsatzen hat das FG das Klagebegehren der Klagerin zu Recht allein aus ihrem in der
mundlichen Verhandlung am 26. Januar 2011 gestellten Sachantrag abgeleitet. Dieser war durch Verweis auf BL. 2
der Klagebegriindung vom 27. Marz 2008 darauf gerichtet, den gegen sie, die Klagerin, ergangenen Bescheid Uber
die gesonderte und einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen 2000 vom 29. November 2007 in Gestalt
der Einspruchsentscheidung vom 3. Marz 2008 abzuandern. Zwar verstof3t das Gericht auch dann gegen § 96 Abs. 1
FGO, wenn es die wortliche Fassung des Klageantrags als mafdgeblich ansieht, obwohl diese dem erkennbaren
Klageziel nicht entspricht (BFH-Beschluss vom 8. Juni 2006 1X B 30/06, BFH/NV 2006, 1689). Allerdings ergeben
sich aus dem sonstigen Vortrag der Klagerin keinerlei Anhaltspunkte dafiir, dass sie etwa auch die
Gewinnfeststellung des Jahres 1999 hatte angreifen wollen. Insbesondere hat die Klagerin auf den an den
Beklagten und Beschwerdefiihrer (das Finanzamt --FA--) gerichteten und ihr zur Kenntnis gegebenen richterlichen
Hinweis vom 19. Januar 2011, wonach maglicherweise schon die zum 1. Januar 1999 vorgenommenen
Kapitalanpassungen nicht hatten erfolgen dirfen, weil der Betriebsprifer zu diesem Zeitpunkt die Fehlerhaftigkeit
der Bilanzansatze der Vor-Betriebspriifung bereits erkannt habe und die insoweit richtige Bilanz der Kldgerin flr die
gepruften Jahre 1999 bis 2003 zugrunde zu legen sei, nicht reagiert.

5  3.Soweit das FA rugt, das FG sei zwar im Tenor seines Urteils dem vorgenannten Klagebegehren gefolgt, aber in
den Entscheidungsgriinden Uber dieses hinausgegangen, weil es in den Entscheidungsgriinden festgestellt habe,
dass weder die Anfangs- noch die Schlussbilanz des Jahres 1999 noch die Anfangsbilanz des Jahres 2000 vom
Betriebsprufer hatte angepasst werden durfen, ist dem nicht zu folgen.

6 a)Nach & 110 Abs. 1 Satz 1 FGO binden rechtskraftige Urteile die Beteiligten nur so weit, als tber den
Streitgegenstand entschieden worden ist. Streitgegenstand ist bei einer Anfechtungsklage die Rechtsbehauptung
des Klagers, der Verwaltungsakt sei rechtswidrig und verletze ihn in seinen Rechten. Inwieweit diese
Rechtsbehauptung vom Gericht tatsachlich tberprift worden ist, ergibt sich nicht allein aus dem Tenor des Urteils,
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sondern auch unter Berlicksichtigung des Sachverhalts, der der Entscheidung zugrunde lag. Zwar erwachst nur der
Tenor der gerichtlichen Entscheidung in Rechtskraft und erzeugt eine Bindungswirkung, die Entscheidungsgriinde
geben aber Aufschluss dariiber, wie weit die Bindung gemaf & 110 FGO reicht (vgl. BFH-Urteile vom 7. Februar
1990 | R 145/87, BFHE 161, 387, BStBL 11 1990, 1032; vom 27. Februar 1997 IV R 38/96, BFH/NV 1997, 388; vom 17.
Dezember 1998 IV R 47/97, BFHE 187, 409, BStBL 11 1999, 303; BFH-Beschliisse vom 26. November 1990 X B 54-
59/90, BFH/NV 1991, 547; vom 20. September 2007 XI B 192/06, BFH/NV 2008, 85).

7  b) Streitgegenstand des angegriffenen FG-Urteils war allein die Behauptung der Klagerin, der das Jahr 2000
betreffende Feststellungsbescheid vom 29. November 2007 in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 3. Marz
2008 sei rechtswidrig und verletze sie in ihren Rechten, weil das Ausscheiden der Komplementar-GmbH in Bezug
auf die Gewinnverteilung zu Gunsten der in der Klagerin verbliebenen Kommanditisten gewinnneutral erfolgt sei,
wahrend das FA von einem erheblichen Anwachsungsgewinn ausging. Uber diesen Streitgegenstand hat das FG
auch entschieden, denn es hat --entgegen der Auffassung des FA-- nicht nur in seinem Tenor festgestellt, dass die
Klagerin bezogen auf den Feststellungsbescheid 2000 in ihren Rechten verletzt war, sondern die bindende Wirkung
seines Urteils auch unter Berucksichtigung der Entscheidungsgriinde nur auf diesen Umfang erstreckt, indem es in
der Sache lediglich fir den von ihm zu entscheidenden Streitfall die rechtlichen Konsequenzen aus dem BFH-Urteil
vom 4. November 1999 IV R 70/98 (BFHE 190, 404, BStBL Il 2000, 129; ebenso BFH-Beschluss vom 16. Dezember
2009 | R 43/08, BFHE 227, 469) gezogen hat.

8 aa) Nach den Grundsatzen des BFH-Urteils in BFHE 190, 404, BStBL Il 2000, 129 kann eine Bilanzberichtigung nach
§ 4 Abs. 2 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes nur der Steuerpflichtige selbst vornehmen und ist dem FA eine
Berichtigung verwehrt. Halt das FA eine Bilanz fiir fehlerhaft, so darf es diese Bilanz der Besteuerung nicht
zugrunde legen, sondern muss eine eigene Gewinnermittlung durch Betriebsvermdgensvergleich mit ggf. auf der
Grundlage der Bilanz abgednderten Werten vornehmen. Ubernimmt der Steuerpflichtige dann die vom FA
ermittelten Werte, fihrt er selbst eine Bilanzberichtigung durch, deren Zulassigkeit nach den vom BFH aufgestellten
Grundsatzen zu beurteilen ist. Sind die Werte des FA unzutreffend, Gbernimmt der Steuerpflichtige sie nicht und ist
er auch nicht durch ein rechtskraftiges Urteil zur Ubernahme der fehlerhaften Werte in die Bilanz verpflichtet, so
muss seine richtige Bilanz fur den Betriebsvermdgensvergleich im Folgejahr herangezogen werden.

9  bb) Im Streitfall hat das FG unter Anwendung dieser Rechtsgrundsatze und ausschliefslich mit Blick auf die
rechtlichen Auswirkungen flr das Jahr 2000 ausgeflhrt, dass der Betriebspriifer weder die Anfangs- noch die
Schlussbilanz des Jahres 1999 noch die Anfangsbilanz des Jahres 2000 habe anpassen dirfen, weil der
Betriebsprufer die fehlerhafte Wirdigung der Vor-Betriebspriifung, wonach fir die nicht am Kapital beteiligten
Komplementare ein variables Kapitalkonto | zu bilden und um Gewinnanteile zu erh6hen war, bereits vor der
Kapitalanpassung erkannt habe. Davon ausgehend war es Folge der vorgenannten Rechtsprechung, dass der
Betriebsprufer die insoweit richtige Bilanz der Klagerin fur alle gepriften Jahre zugrunde legen musste. Daraus
ergibt sich allerdings keine liber den Klageantrag der Kligerin hinausgreifende Uberpriifung der kldgerischen
Rechtsbehauptung. Sondern das FG hat ausdrucklich klargestellt, dass sich bei Abstellen auf die richtige Bilanz der
Klagerin schon kein Anwachsungsgewinn ergeben konnte. Durch diese Formulierung wird eindeutig klar, dass das
FG materiell nur Uber die Rechtmafigkeit der vom FA vorgenommenen gewinnerhdhenden Berticksichtigung eines
Anwachsungsgewinns zulasten der Kommanditisten fiir das Jahr 2000 entschieden hat.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Page 2 of 2


https://www.bundesfinanzhof.de/en/entscheidungen/entscheidungen-online/decision-detail/STRE201250146/

	Beschluss vom 09. Februar 2012, IV B 30/11
	Leitsätze
	Gründe


